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An den 
Regionalratsabgeordneten RICCARDO DELLO SBARBA 
Fraktionsvorsitzender 
Grüne Fraktion – Gruppo Verde – Grupa Vërda 

An die 
Regionalratsabgeordnete BRIGITTE FOPPA 
Regionalratsfraktion 
Grüne Fraktion – Gruppo Verde – Grupa Vërda 

An den 
Regionalratsabgeordneten HANSPETER STAFFLER 
Regionalratsfraktion 
Grüne Fraktion – Gruppo Verde – Grupa Vërda 

An die 
Regionalratsabgeordnete LUCIA COPPOLA 
Regionalratsfraktion 
Grüne Fraktion – Gruppo Verde – Grupa Vërda 

An den 
Regionalratsabgeordneten PAOLO ZANELLA 
Regionalratsfraktion 
Grüne Fraktion – Gruppo Verde – Grupa Vërda 

u. z. K. 

Herrn 
JOSEF NOGGLER 
Präsident des Regionalrates 

Herrn 
Maurizio Fugatti 
Präsident der Autonomen Region  
Trentino-Südtirol 

Betreff:  Antwort auf die Anfrage Nr. 136/XVI „Nach einigen Wochen unauffindbare 

Gemeindebeschlüsse: gilt das Recht der Bürger auf Zugang zu den Akten 

lediglich für eine befristete Zeit?“ 

Mit Bezug auf die oben genannte Anfrage und auf die darin gestellten Fragen möchte ich zunächst 
darauf hinweisen, dass das in der Anfrage erwähnte Rechtsinstitut des Bürgerzugangs durch Art. 5 
des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 33/2013 geregelt wird. Dieser besagt im ersten Absatz 
Nachstehendes: „Jeder hat das Recht, die im Sinne der geltenden Bestimmungen 
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veröffentlichungspflichtigen Dokumente, Informationen oder Daten zu beantragen, wenn diese von 

den dazu verpflichteten öffentlichen Verwaltungen nicht veröffentlicht wurden.“ 

Zudem wird im zweiten Absatz des genannten Art. 5 Nachstehendes präzisiert: „Zwecks 

Förderung einer diffusen Kontrolle über die Erfüllung der institutionellen Aufgaben und den Einsatz 

öffentlicher Mittel sowie der Beteiligung an der öffentlichen Debatte hat ein jeder – unter 

Beachtung der Grenzen betreffend den Schutz rechtlich relevanter Interessen gemäß den 

Bestimmungen laut Art. 5-bis – das Recht auf Zugang zu den Daten und Dokumenten im Besitz 

der öffentlichen Verwaltungen, die über die im Sinne dieses Dekretes veröffentlichungspflichtigen 

hinaus gehen.“ 

Im Abs. 2 des Art. 5-bis („Ausnahmen und Beschränkungen des Bürgerzugangs“) ist unter 
anderem insbesondere Nachstehendes vorgesehen: „Der Bürgerzugang laut Art. 5 Abs. 2 wird 

auch verweigert, wenn die Ablehnung erforderlich ist, um eine konkrete Beeinträchtigung des 

Schutzes eines der nachstehenden privaten Interessen zu verhindern: a) Schutz der 

personenbezogenen Daten gemäß den einschlägigen Gesetzesbestimmungen; b) 

Korrespondenzfreiheit und Briefgeheimnis; c) wirtschaftliche und Handelsinteressen einer 

natürlichen oder juristischen Person, einschließlich des geistigen Eigentums, der Urheberrechte 

und der Geschäftsgeheimnisse.“ 

Was den Bürgerzugang anbelangt, hat der nationale Gesetzgeber also mit der Einführung dieser 
Bestimmung eine sehr spezifische Zielsetzung verfolgt, d. h. die Einführung eines Instruments zur 
Anwendung des allgemeinen Grundsatzes der Transparenz, unter der man den 
uneingeschränkten Zugang zu den Daten und Dokumenten im Besitz der öffentlichen 
Verwaltungen versteht, um die Rechte der Bürger zu schützen und gleichzeitig die Beteiligung der 
Betroffenen an der Verwaltungstätigkeit zu fördern und eine diffuse Kontrolle über die Erfüllung der 
institutionellen Aufgaben und den Einsatz öffentlicher Mittel zu ermöglichen. 

In der Anfrage Nr. 136 geht es allerdings nicht um einen Fall von Bürgerzugang, sondern um eine 
andere Art der Veröffentlichung, die im Art. 183 des Regionalgesetzes vom 3. Mai 2018, Nr. 2 
genauestens geregelt ist und sich auf die Veröffentlichung von Verwaltungsakten und -maßnah-
men bezieht, die von der Gemeinde erlassen werden und vollziehbar werden müssen. 

Dieser Art. 183 („Veröffentlichung und Vollziehbarkeit der Beschlüsse“) besagt unter Abs. 1 
nämlich Folgendes: „Sämtliche Beschlüsse der Gemeinde werden – unbeschadet anderslautender 

Gesetzesbestimmungen – auf der digitalen Amtstafel der Körperschaft für 10 aufeinander folgende 

Tage veröffentlicht. Die Veröffentlichung muss innerhalb von 10 Tagen ab Beschlussfassung 

erfolgen; im Falle verspäteter Veröffentlichung laufen die Fristen für die Einlegung von 

Einsprüchen, Einwänden oder Rechtsmitteln seitens der eventuell Betroffenen ab Bekanntgabe 

des Rechtsaktes.“ 

Es liegt daher auf der Hand, dass die besagte Veröffentlichung, die innerhalb von zehn Tagen ab 
Erlass der Verwaltungsmaßnahme zu erfolgen hat und „zehn aufeinander folgende Tage“ 
fortbestehen muss, darauf abzielt, die objektive Möglichkeit der Kenntnisnahme der Maßnahmen 
konkret zu regeln, die als Voraussetzung für deren Vollziehbarkeit gilt, da ja – wie der 
nachfolgende Abs. 3 besagt – „die Beschlüsse [...] zehn Tage nach dem Beginn ihrer 

Veröffentlichung vollziehbar“ werden.  

Es handelt sich demnach um verbindliche Fristen, zumal sie direkt durch das Gesetz festgelegt 
werden, weshalb sich die Gemeindeverwaltungen bei der Ausübung ihrer administrativen und 
institutionellen Aufgaben zwangsläufig an diese Fristen halten müssen. 
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Demzufolge ist die in der Anfrage enthaltene Behauptung, dass „in zahlreichen Gemeinden 

genannte Akte nur für eine gewisse Anzahl an Tagen auf der Amtstafel aufscheinen und dann 

verschwinden und somit nicht mehr eingesehen werden können“ nicht richtig, d. h. es stimmt nicht, 
dass die Kenntnisnahme durch die Bürger, die ein Interesse daran haben, nach Ablauf der in den 
Gesetzesbestimmungen für die Vollziehbarkeit der Maßnahme vorgesehenen zehntägigen Frist 
nicht mehr möglich ist. 

Der Ablauf der Frist, der die Voraussetzung für die Vollziehbarkeit der Beschlüsse darstellt, darf 
übrigens auch nicht in dringenden Fällen außer Acht gelassen werden, da in solchen Situationen 
die Bestimmung laut Abs. 4 des genannten Art. 183 gilt: „Im Dringlichkeitsfall können die 

Beschlüsse des Gemeinderats oder des Gemeindeausschusses von der Mehrheit der Mitglieder 

für unverzüglich vollziehbar erklärt werden. In diesem Fall muss die Veröffentlichung – bei 

sonstigem Verfall – innerhalb von 5 Tagen ab Erlass vorgenommen werden.“ 

Der regionale Gesetzgeber hat den oben genannten Zeitrahmen so festgelegt, dass innerhalb der 
genannten Veröffentlichungsfrist „jeder Bürger [...] gegen sämtliche Beschlüsse beim 

Gemeindeausschuss Einwände vorbringen [kann]“, und im nachfolgenden Abs. 5 außerdem 
präzisiert, dass die „Modalitäten, Fristen und Verfahren zur Beantwortung der Einwände [...] mit 

Verordnung festgelegt“ werden. Er hat somit eine Art „Nebenverfahren“ eingeführt, das 
zwangsläufig vor der Entfaltung der mit der Vollziehbarkeit der Maßnahmen zusammenhängenden 
rechtlichen Wirkungen erfolgen muss, und im Sinne der Kooperation jedem Bürger die Möglichkeit 
eingeräumt, der Gemeindeverwaltung jede relevante Beurteilung zu unterbreiten, bevor der 
Verwaltungsakt seine rechtlichen Wirkungen entfaltet. 

Anders gesagt, stellt die genannte Frist also keine zeitliche Mindestvoraussetzung dar, da die 
Dauer besagter Veröffentlichung ausdrücklich durch das Regionalgesetz und vor allem im Hinblick 
auf die dargelegten Zielsetzungen und Erfordernisse festgelegt wurde. 

Wenn man sich außerdem auf die außerhalb der Rechtsordnung der Region Trentino-Südtirol 
geltende gesetzliche Regelung beziehen will, ist darauf hinzuweisen, dass diesbezüglich die 
gleichen Grundsätze und Regeln gelten: die Gemeindeverwaltungen können nämlich die Dauer 
der Veröffentlichung ihrer Beschlüsse nicht nach eigenem Ermessen verlängern, da es keine 
gesetzlichen Bestimmungen gibt, die sie dazu ermächtigen. 

In diesem Zusammenhang sollte auch auf die Datenschutzbestimmungen hingewiesen werden, 
die im Hinblick auf die Verarbeitung personenbezogener Daten sehr streng sind und deren 
Veröffentlichung nur dann gestatten, wenn primäre oder sekundäre Bestimmungen vorhanden 
sind, die eine solche Veröffentlichung rechtfertigen. 

Die Region Trentino-Südtirol ist außerdem seit Langem für dieses Thema offen und empfänglich, 
denn bereits mit der Genehmigung des Regionalgesetzes Nr. 10/2014 hat sie – insbesondere im 
Art. 1 Abs. 1 Buchst. g) dieses Gesetzes – die Möglichkeit für die Gemeindeverwaltungen 
vorgesehen, im Rahmen der ihnen zuerkannten Autonomie alle von den politischen 
Führungsorganen und von den Führungskräften erlassenen Maßnahmen anstatt der Verzeichnisse 
der Maßnahmen zu veröffentlichen. 

Die Region ist somit in Sachen Veröffentlichung, Transparenz, Verbreitung von Informationen, 
Bürgerzugang und Transparente Verwaltung weit über die auf gesamtstaatlicher Ebene 
vorgesehenen Bestimmungen und Regelungen in Sachen Transparenz hinausgegangen, wenn 
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man bedenkt, dass die in den staatlichen Bestimmungen nur die Pflicht vorgesehen ist, alle sechs 
Monate das Verzeichnis der von den politischen Führungsorganen und von den Führungskräften 
erlassenen Maßnahmen zu veröffentlichen. 

Ich möchte Ihnen außerdem mitteilen, dass der Regionalrat der Autonomen Region Trentino-
Südtirol in der Sitzung vom 12. Dezember 2022 anlässlich der Diskussion des Gesetzentwurfs Nr. 
54/XVI (Regionales Begleitgesetz zum Stabilitätsgesetz 2023 der Region) den 
Tagesordnungsantrag zu diesem Gesetzentwurf betreffend Veröffentlichungsfristen für Beschlüsse 

der Gemeinden einstimmig genehmigt hat. 

Der Regionalrat fordert die Regionalregierung mit diesem Tagesordnungsantrag auf, alle Schritte 
zu überprüfen, die notwendig sind, damit alle Beschlüsse der Gemeinden, sofern sie keinen 
Privacy-Bestimmungen unterliegen, für die Dauer von mindestens 5 Jahren digital veröffentlicht 
bleiben. 

Schließlich möchte ich darauf aufmerksam machen, dass die zuständigen Stellen derzeit die 
erforderlichen Überprüfungen im Hinblick auf die Einführung dieser Änderung in die 
Gemeindeordnungen vornehmen. 

Mit freundlichen Grüßen 

– Lorenzo Ossanna – 


